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Bonn, den 22, Dezember 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetz zur Änderung des Polizeibeamtengesetzes 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 17. März 1967 
— Drucksache V/1491 — 


Zu den vom Deutschen Bundestag in der 100. Sitzung am 
17. März 1967 zum Gesetz zur Änderung des Bundespolizei- 
beamtengesetzes angenommenen Entsdiließungsanträgen des 
Innenausschusses auf Drucksadle V/1491 berichte ich namens 
der Bundesregierung wie folgt: 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

bis Ende 1967 zu berichten, 

a) ob die seit 1957 unveränderte Höchstgrenze des Ausgleichs 
(8 000 DM), den Polizeivollzugsbeamte beim Eintritt in den 
Ruhestand wegen Erreidiens einer vor der Vollendung des 
fünfundsechzigsten Lebensjahres liegenden Altersgrenze er- 
halten, infolge der inzwisdien eingetretenen Besoldungser- 
höhungen noch angemessen ist ; 

b) ob die Einführung einer Grenzschutzkommissarlaufbahn not- 
wendig und zweckmäßig ist ; 

c) ob die derzeitige Regelung des § 41 Abs. 2 BBG nodi den 
gegenwärtigen Gegebenheiten entspricht. 


Zu a) 

Die Länder haben sich zur Frage der Erhöhung des Höchst- 
betrages von 8000 DM unterschiedlich geäußert. Als einziges 
Land hat Hessen bereits ab 1. Januar 1967 eine Erhöhung auf 
12 000 DM vorgenommen, überwiegend haben jedoch die 
übrigen Länder — zumeist wegen der gegenwärtigen Finanz- 
und Haushaltslage — eine Erhöhung nicht für vertretbar ge- 
halten. 

Nach Ansidit der Bundesregierung kann im gegenwärtigen 
Zeitpunkt eine Anhebung des Höchstbetrages des Ausgleichs 
von 8 000 DM nicht befürwortet werden. Hierfür sprechen 
folgende Erwägungen : 
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1. Der Gesetzgeber hat bei Beratung des § 103 BRRG im 
Jahre 1957 trotz möglicher und vorhersehbarer allgemeiner 
Erhöhungen der Besoldung den Ausgleich auf den Höchst- 
betrag von 8 000 DM begrenzt, Eine solche Begrenzung ist 
rechtlich zulässig. Das Bundesverfassungsgericht hat durch 
Beschluß vom 27. Februar 1962 - BvR 510/60 - entschie- 
den, daß weder Artikel 3 noch Artikel 33 Abs. 5 GG hier- 
durch verletzt werden. Es hat festgestellt, daß der Gesetz- 
geber wegen anderer Vorteile und der geringeren Dienst- 
zeit der Polizeivollzugsbeamten verfassungsreditlich nicht 
verpflichtet ist, überhaupt einen Ausgleich zu gewähren. 

2. Polizeivollzugsbeamte, deren Altersgrenzen vor dem 65. 
Lebensjahr liegen, haben gegenüber den übrigen Beamten 
auch Vorteile. Sie haben den sofortigen Anspruch auf 
Dienstbezüge bereits bei ihrer Einstellung. Ihnen bieten 
sich vielfach günstigere Beförderungsmöglidrkeiten. Eine 
zum Teil verbesserte Ruhegehaltsskala stellt sicher, daß 
trotz kürzerer Dienstzeit das Höchstruhegehalt von 75 v. H. 
erreidrt wird. Darüber hinaus ist der Ausgleich in einer 
Summe zahlbar und einkommensteuerfrei. Die frühere Zur- 
ruhesetzung gibt ihnen die Möglichkeit, ihre Arbeitskraft 
anderweit wirtschaftlich zu verwerten, ohne daß das Ein- 
kommen auf die Aiisgleichsbeträge angerechnet wird. 

3. Eine Erhöhung des Ausgleidis wmrde darüber hinaus bereits 
bestehende Bestrebungen verstärken, andere Festbeträge 
ebenfalls zu erhöhen, für andere Beamtengruppen eine frühere 
Altersgrenze mit Ausgleich zu fordern und den Ausgleich 
auch für die wegen Polizeidienstunfähigkeit vorzeitig in 
den Ruhestand versetzten Beamten vorziisehen. 

4. Die Bundesregierung hält überdies ~ in Übereinstimmung 
mit der Mehrheit der Länder — wegen der Haushalts- 
und Finanzlage eine Erhöhung des Ausgleichs im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt nicht für vertretbar. Es kommt hin- 
zu, daß eine solche Regelung audri in das Soldatenversor- 
gungsredit übernommen werden müßte. 

Zu b) 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat mit 
Beschluß vom 8. März 1967 den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes in seiner Eigenschaft als Beauftragter für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung beauftragt, ein Gutaditen 
über die Entbehrlichkeit des Bundespaßkontrolldienstes zu er- 
statten. Ferner soll die Bundesregierung nach dem Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der FDP vom 7. Juni 1967 (Um- 
druck 242) aufgefordert werden, die Aufgaben des Paßkon- 
trolldienstes auf die Bundeszollverwaltung zu übertragen. 
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Dieser Antrag ist am 14. Juni 1967 an den Innenausschuß 
überwiesen worden (115. Sitzung, S. 5719 D). 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Beauftragter für 
Wirtschaftlidikeit in der Verwaltung konnte die Arbeiten an 
dem vom Haushaltsaussdiuß erbetenen Gutachten noch nicht 
abschließen; der Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
hat den erwähnten Entsdrließungsantrag noch nicht beraten. 

Mit Rücksicht auf diese zur Zeit noch schwebenden Verhandlun- 
gen hat die Bundesregierung eine Prüfung der Frage, ob die Ein- 
führung einer Grenzschutzkommissarlaufbahn notwendig und 
zweckmäßig ist, zunächst zurückgestellt. 

Zu c) 

Nach Auffassung der Bundesregierung entspricht die derzeitige 
Regelung des § 41 Abs. 2 BBG insofern nicht mehr den gegen- 
wärtigen Gegebenheiten, als sie in der praktischen Handhabung 
nicht 'flexibel genug ist. Es ist deshalb eine Änderung der Vor- 
sdirift in Aussicht genommen, die zu einer wesentlichen Ver- 
einfachung der Weiterbeschäftigung von Beamten im Bearnten- 
verhältnis über die Altersgrenze hinaus führen soll. 

Mit der Neuregelung soll zugleidi erreicht werden, daß den 
dienstlidien und persönlichen Verhältnissen im Einzelfall mehr 
Rechnung getragen werden kann als bisher. Danach soll es in 
Zukunft - ohne Änderung der gesetzlichen Ältersgrenze ~ in 
größerem Umfange möglich werden, leistungsfähige Beamte 
auch über die Altersgrenze hinaus als Beamte im Dienst zu 
belassen, wenn ein dienstlidres Bedürfnis hierfür besteht und 
der Beamte damit einverstanden ist. Dies würde zugleich eine 
gewisse Auflockerung der starren Altersgrenze bewirken und 
damit einem auch in der öffentlichen Erörterung deutlich ge- 
wordenen Bestreben Rechnung tragen. 

Ein entsprechender Gesetzentwurf wird zur Zeit vorbereitet. 
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